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Drucksache 869 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI B/1 - BL 1111 - 85/59 


Bonn, den 17. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Fortdauernde Beschlagnahme von Wohnräumen durch 
die Stationierungstruppen 

Bezug : Kieine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 590 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 29. Oktober 
1958 beantworte ich namens der Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte sowie für 
Wohnungsbau wie folgt: 

Zu 1. 

In meinem Schreiben vom 14. August 1958 — Drucksache 536 — , 
das auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 12. Juni 
1958 — Drucksache 445 — ergangen ist, habe ich erklärt, daß 
die Bundesregierung gewillt und bemüht sei, auf die beschleu- 
nigte Abwicklung der Verfahren zur Abgeltung der an den 
freigegebenen Wohngrundstücken und Wohnungseinrichtungs- 
gegenständen entstandenen Belegungsschäden hinzu wirken. 
Die voraussichtliche Dauer der Bearbeitung der noch an- 
hängigen Entschädigungsfälle habe ich auf etwa 1 bis 2 Jahre 
geschätzt. 

Die weitere Entwicklung läßt nunmelir die Annahme als be- 
gründet erscheinen, daß die Verfahren zur Abgeltung von 
Schäden an Wohnungseinrichtungsgegenständen und Gegen- 
ständen des persönlichen Bedarfs, die in besdilagnalimteu 
Grundstücken Zurückbleiben mußten, bis auf wenige Fälle in 
kürzerer Zeit als ursprünglich angenommen abgeschlossen 
werden können. 

Während nämlich am 31. März 1958 noch 9531 derartige Fälle 
abzuwickeln waren, betrug diese Zahl am 30. September 1958 
— trotz eines Neuzugangs von 689 Anträgen — nur noch 
5858. Also sind in 6 Monaten 4362 derartige Entschädigungs- 
verfahren abgewickelt worden. Eine noch größere Beschleu- 
nigung der Verfahren ist im Rahmen der gegebenen Voraus- 
setzungen personeller und sachlicher Art nicht möglich. 


DrudL: Budidruckerel Peter Meier, Buisdoriysiegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Zu 2. 

Einer Anordnung der Bundesregierung dahin, daß in den in 
Nr, 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD — Druck“ 
Sache 445 — genannten Entschädigungsfällen die nach § 30 
BLG zu gewährenden Zinsen in die Entschädigung einbezogen 
werden, bedarf es nicht, da sich diese Verpfli(iitung der Streit- 
kräfte unmittelbar aus dem Bundesleistungsgesetz ergibt, das 
gemäß Artikel 8 Abs. 4 des Finanzvertrages auch den Statio- 
nierungsstreitkräften gegenüber anwendbar ist. 

Zu 3. 

Eine Verzögerimg in der Erledigung der Entschädigungsver- 
fahren infolge der Mitwirkung der Stationierungsstreitkräfte 
ist nach den angestellten Ermittlungen nur in 2919 bisher 
ahgewickelten Fällen dieser Art, das sind etwa 6,5 v. H. ein- 
getreten. An Hand der statistischen Unterlagen läßt sich aller- 
dings nicht die Frage beantworten, ob diese Fälle ohne die 
Einschaltung der Streitkräfte innerhalb von 6 Monaten abge- 
schlossen worden wären. Nach den bisher bei der Abgeltung 
von Belegnngsschäden gemachten Erfahrungen spricht vieles 
dafür, daß sich bei den Fällen, in die sich die Streitkräfte 
eingeschaltet haben, schwierige Fragen rechtlicher oder tat- 
sächlicher Art ergeben haben, die eine Abgeltung innerhalb 
von 6 Monaten ohnehin nicht ermöglicht haben würden. 

Die Verzögerung betrug in etwa 65 v. H, der Fälle weniger als 
2 Monate, in 20 v. H. 2 bis 4 Monate, in 8 v. H. 4 bis 6 Monate 
und in 7 v. H. mehr als 6 Monate. 

Zu 4. 

Das Bundesministerium der Finanzen steht in engem Kontakt 
mit den zuständigen Dienststellen der Streitkräfte und wirkt 
ständig auf eine beschleunigte Bearbeitung der Fälle durch 
die Statiouierungsstreitkräfte hin. Es wird auch künftig in 
gleicher Weise verfahren, sofern sich Anhaltspunkte dafür 
ergeben, daß die Streitkräfte einen Entschädigungsfall mit un- 
gerechtfertigter Verzögerung bearbeiten sollten. 

Zu 5. 

In Entschädigungsfällen wegen Belegungsschäden an Gebäuden, 
die nach dem 5. Mai 1955 freigegeben worden sind, sowie an 
Einrichtungsgegenständen und Gegenständen des persönlichen 
Bedarfs, die sich in solchen Gebäuden befanden, ist bis zum 
30. September 1958 über 320 Anträge negativ und über 
44 592 Anträge positiv entschieden worden. 

Zu 6. 

Bis zum 30. September 1958 sind von Antragstellern 238 Rechts- 
streitigkeiten gegen Entscheidungen der Behörden der Vertei- 
digungslastenverwaltung über Anträge auf Abgeltung von 
Belegnngsschäden vor ordentlichen Gerichten anhängig gemadit 
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worden, das sind 0,53 v. H. der in dem vorigen Absatz ge- 
nannten Fälle. Davon sind 56 Rechtsstreitigkeiten inzwischen 
abgeschlossen worden, so daß am 30. September 1958 noch 
182 anhängig waren. 

Zu 7. 

Der Vertreter des Finanzinteresses [der Vertreter des Bun- 
desinteresses wirkt lediglich in den Verfahren zur Abgeltung 
von Besatzungsscimden mit — vgl. § 45 des Gesetzes über 
die Abgeltung von Besatzungsschäden vom 1. Dezember 1955 
(- BGBl. I S. 734 -)] ist bis zum 30. September 1958 durdi die 
Behörden der Verteidigungslastenverwaltung lediglich in 
2350 Fällen, das sind etwa 5,3 v. H. der erledigten Anträge, 
in das Verfahren eingeschaltet worden. Die Bearbeitung der 
Vorgänge durch den Vertreter des Finanzinteresses dauerte 
in 85 V. H. dieser Fälle weniger als 2 Monate, in 8 v. H. 
2 bis 3 Monate, in 4 v. H. 3 bis 5 Monate und in 3 v. H. 
länger als 5 Monate. 

Zu den Fragen 3 und 7 darf ich allgemein noch folgendes 
bemerken : 

Die Fälle einer unerwünscht langen Bearbeitungsdauer sind 
in der Regel nicht auf die Einschaltung der Stationierungs- 
streitkräfte und des Vertreters des Finanzinteresses zurück- 
zuführen, sondern haben meist andere Ursachen. Einmal er- 
folgten die Freigaben meist örtlicii und zeitlich massiert, wo- 
durdi die Arbeitsbelastung nicht nur der Behörden der Ver- 
teidigungslastenverwaltung, sondern insbesondere auch der 
beamteten und privaten Bausachverständigen so sprunghaft 
anstieg, daß Verzögerungen unausbleiblidi waren. Zum an- 
deren erfordern die Anträge in zahlreidien Fällen infolge 
ihres Umfangs und ihrer außergewöhnlich starken Aufgliede- 
rung einen erheblichen Bearbeitungsaufwand. Es sei in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen, daß in mehr als 5100 
Fällen die Antragsteller selbst bearbeitungsfähige Unterlagen 
erst später als 6 Monate nach der Freigabe beim zuständigen 
Verteidigungslastenaint einreidien konnten. 

Das Bimdesministerium der Finanzen liat, um Härten für die 
Antragsteller zu mildern, die sich aus einer notwendigerweise 
längeren Bearbeitungsdauer ergeben, veranlaßt, daß in allen 
geeigneten Fällen angemessene Vorschüsse auf die zu erwar- 
tende Entschädigung geleistet werden. So sind z. B. in 84 v. H. 
aller Anträge wegen Gebäudeschäden angemessene Vorschüsse 
geleistet worden. 


In Vertretung 

Hartmann 
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